
Repression  und  Willkür  in
Sachsen

Viele kennen diese Situation: du warst auf einer Demonstration, alles verlief
friedlich,  du  willst  mit  deinen  Freund_Innen/deiner  Bezugsgruppe  nach
Hause,  und  plötzlich  greifen  die  Cops  völlig  grundlos  dich  und  deine
Genoss_Innen an – es gibt ein kurzes Gerangel, Menschen werden verprügelt
und gehen zu Boden, Einzelne werden aus der Menge herausgezogen und
weiter drangsaliert und auf einmal befindet man sich in einer
polizeilichen Maßnahme.

So  geschah  es  auch  am  11.  März  in  Chemnitz.  Im  Rahmen  des
internationalen Frauenkampftages fand dort, wie auch schon im letzen Jahr,
eine  Solidemo  der  Gefangenengewerkschaft/Bundesweite  Organisation
(GG/BO) für die inhaftierten Gewerkschafter_Innen der dortigen JVA statt.
Wir von Revolution Dresden beteiligten uns an dieser Aktion, da wir es für
notwendig  erachten,  den  Kampf  für  die  Befreiung  der  Frau  mit  der
praktischen  Solidarität  mit  jenen  zu  verbinden,  die  besonders  stark  von
Unterdrückung  und  Ausbeutung  betroffen  sind  –  wie  z.B.  die
Gewerkschafter_Innen in der JVA Chemnitz. Im letzten Jahr fand dort ein
Sitzstreik der Frauen gegen die
miserablen Zustände und eine Verschlechterung der Haftbedingungen statt.
Im Nachhinein wurden sie für diesen Protest, welcher die Gefängnisleitung
auch medial in Erklärungsnot brachte, von Seiten des Staates bestraft.
Im  Gegensatz  zum  letzten  Jahr,  als  die  Demo  von  den  Bullen  brutal
auseinandergeprügelt wurde (die GG/BO berichtete), konnten die über 300
Demonstrierenden die Aktion bis zur Auflösung durch die Veranstalter_Innen
friedlich, aber entschlossen durchziehen. Durch kämpferische Sprechchöre
und  Reden  konnten  die  gefangenen  Frauen  wie  auch  umstehende
Passsant_Innen erreicht werden. Die Stimmung war gut, es wurde gesungen
und getanzt (auch hinter den Gefängnismauern) und die Gefangenen waren
offensichtlich sehr erfreut über die Solidaritätsbekundungen
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– fast alle standen an den Fenstern, winkten, pfiffen und schrien, ja rüttelten
gar so stark an den Gittern, dass dies über die Mauern hinweg bis zu uns zu
hören war. Es war ein schöner, wenn auch gleichsam bedrückender Akt der
Solidarität. Der eintönige, triste Gefängnisalltag und die Isolation der Frauen
konnte durchbrochen werden – wenn auch nur für einen kurzen Moment.

Den Gesetzeshütern war diese praktische Solidarität wohl ein Dorn im Auge.
So kontrollierten diese unter fadenscheinigen Argumenten die Insassen eines
Fahrzeugs.  Dieses  stand  direkt  an  der  Straße  der  abreisenden
Demonstrant_Innen, welche sich auf dem Weg nach Hause, zum Bahnhof
oder zur Solikundgebung für Afrin befanden. Die
Abreisenden beobachteten natürlich die Kontrolle und solidarisierten sich mit
den Genoss_Innen im Auto. Den Bullen reichte dies bereits zum Anlass, um
erst durch Schubsen, später durch gezielte Schläge gegen die Umstehenden
vorzugehen.

Entweder  störten sich  die  Cops  daran,  bei  ihrer  „Arbeit“  kontrolliert  zu
werden, oder aber sie haben diese Situation bewusst herbeigeführt, um die
Demonstration doch noch in ein schlechtes Licht rücken zu können. Auffällig
ist auf jeden Fall, dass sie so lange gewartet haben, bis das Kamerateam von
Frontal21 und die lokale Presse weg waren. Als sich die Lage durch das
deeskalative und besonnene Verhalten der Aktivist_Innen beruhigte, griff die
Polizei  einen offensichtlich  Blinden Genossen an,  riss  ihn  zu  Boden und
schlug  auf  diesen  ein.  Es  folgte,  was  folgen  musste:  zwei  Menschen
versuchten ihm zur Hilfe zu eilen, wurden dann aber ebenso niedergestreckt,
auf der Straße fixiert und mehrere Meter über den Asphalt geschliffen. Als
die Gruppe der Abreisenden weitergehen wollte, wurde diese und weitere
Unbeteiligte nach 100 Metern durch herbeieilende BFE-Einheiten gekesselt
und zusammengepfercht. Es folgten eine erkennungsdienstliche Behandlung
und  ein  Platzverweis.  Am  Ende  des  Tages  wurdenErmittlungsverfahren
wegen  versuchter  Gefangenenbefreiung  (ein  Genosse  wollte  durch
Anwohner_Innen  gespendete  Lebensmittel  in  den  Kessel  reichen)  und
Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte eingeleitet, gegen alle 41 von der
Maßnahme  betroffenen  Menschen  wird  wegen  des  Verdachts  des
Landfriedensbruchs  ermittelt.



Diese  völlig  unbegründeten,  an  den  Haaren  herbeigezogenen  Vorwürfe
stellen eine neue Qualität der Repression gegen Linke in Sachsen dar. Immer
wieder  wird  hier  antifaschistisches  Engagement  von  Seiten  des  Staates
kriminalisiert  und  strafrechtlich  verfolgt,  Aktivist_Innen  werden  sinnlos
schikaniert  und  eingeschüchtert  (bspw.  durch
Anzeigen  wegen  „Aufrufs  zur  Straftat“  nach  Rufen  von  gängigen
Demoparolen,willkürliche ID- und Taschenkontrollen, Faxe des VS an alle
Schulen in Leipzig und Dresden, um vor uns zu „warnen“). Nun soll in den
kommenden  Monaten  auch  noch  ein  neues  Polizeigesetz  verabschiedet
werden, welches es an Repressionspotential knallhart in sich hat. So enthält
dieses laut einem Interview aus der SZ (welches nicht mehr auf der SZ-Seite
zu  finden  ist)  unter  Anderem:  Erweiterung  der  Videoüberwachung  im
öffentlichen  Raum,  Bodycams  für  Polizist_Innen,  Einsatz  von
Gesichtserkennungssoftware,  mobile  und  feste  KfZ-Kennzeichen-Scanner,
Erweiterung  der  Telekommunikationsüberwachung,  Einsatz  des
Staatstrojaners,  elektronische  Fußfesseln,  Kontaktverbote  für  bestimmte
Personengruppen („Störer“)  usw. Dieses Gesetz soll  offensichtlich an das
neue  Polizeigesetz  in  Bayern  angelehnt  sein,  wo  es  bereits  beschlossen
wurde, jedoch durch eine Verfassungsklage noch nicht in Kraft getreten ist.
Es ist absehbar, wo die Reise hingeht.  Bayern und Sachsen werden aller
Wahrscheinlichkeit nach erst der Anfang sein, dort soll es zunächst getestet
werden. Es werden mit Sicherheit nach und nach die übrigen Bundesländer
folgen, bis es auf der Bundesebene durchgeboxt wird, wie es bereits auf der
Siko vorgeschlagen und im neuen Koalitionsvertrag vermerkt wurde. Von
diesem neuen Polizeigesetz, welches maßgeblich in die Privatsphäre eingreift
und somit „sogar“ die Menschen- und Bürgerrechte dahingehend außer Kraft
setzt, werden linke Aktivist_Innen besonders hart betroffen sein, aber auch
Fußballfans,  Sprayer,  die  kurdische  Bewegung,  Menschen  mit
Migrationshintergrund im Allgemeinen und insbesondere Refugees – kurz:
alle,  die irgendwie durch den Staat in die schwammige und nicht näher
definierte Kategorie „Störer“ gesteckt werden. Der Zweck des Ganzen liegt
auf  der  Hand:  der  bürgerliche  Staat  will  seine  Untertanen  noch  besser
kontrollieren  und  überwachen  dürfen,  Menschen,  die  diese  Gesellschaft
verändern wollen oder den Herrschenden zu unbequem werden, sollen bei
Möglichkei  tmundtot  und handlungsunfähig  gemacht  werden.  Dass  dafür



bürgerliches Recht mit den Füßen getreten wird,zeigt für wen dieses Recht
gilt: für die herrschende Klasse und jede_N der dieser nicht auf die Füße
tritt!

Unnötig zu erwähnen,  dass  wir  als  Revolutionär_Innen im Speziellen die
neuen Repressionswerkzeuge zu spüren
bekommen werden. Wir sollten auf jeden Fall keine Illusionen darin haben,
dass  das  neue  Gesetz  „nur  nach Augenmaß“  und im „Einklang mit  den
Grundrechten“ zum Einsatz kommt. Wenn die Polizei, dessen Aufgabe es ist,
die  Eigentums-  und  Herrschaftsverhältnisse  zu  sichern,  bald  ohne
richterlichen Beschluss Menschen vor „Großevents“ in Beugehaft nehmen
kann, dann erinnert das nicht grundlos an ein besonders dunkles Kapitel der
deutschen Repressionsmaschinerie und lässt es einem eiskalt den Rücken
runterlaufen.

Darum  ist  es  jetzt  notwendiger  denn  je,  Widerstand  zu  organisieren,
Repression und das neue Polizeigesetz öffentlichkeitswirksam zu kritisieren
und  gegen  die  schleichende  autoritäre  Umgestaltung  des  bürgerlichen
Nationalstaats  vorzugehen!

In Dresden fand bereits ein erstes Treffen linker Gruppen statt, um über die
Möglichkeit  gemeinsamer  Aktionen  gegen  das  neue  Polizeigesetz  zu
diskutieren.  Dort  wurde  auch  die  Idee  eines  gemeinsamen  Bündnisses
aufgeworfen, welche wir unterstützen und voranbringen wollen. Der nächste
Schritt sollte die Initiierung einer aktionsorientierten
Kampagne sein, welche für die Thematik ein Bewusstsein schafft und Druck
aufbaut. Letztlich ist das neue Polizeigesetz, wenn es nach dem Willen der
SPD und CDU geht,schon fest beschlossen. Die AfD wird vermutlich ebenfalls
geschlossen  dafür  stimmen.  Das  heißt,  es  wird  kaum möglich  sein,  den
Beschluss dieses Gesetzes zu verhindern. Jedoch darf es nicht sein,  dass
kaum  jemand  hiervon  weiß  und  wir  unwissend  in  einem  autoritären
Überwachungsstaat  landen.  Das  sollten  eigentlich  auch  die  großen
Organisationen derArbeiter_Innenklasse, die Gewerkschaften, die SPD und
die Partei die Linke kritisieren und bekämpfen. Nungilt es, wachzurütteln
und die
Architekt_Innen in ihren Plänen zu kritisieren, um ihre Konstruktion eines



Tages zu Fall
zu bringen!

Ein erster Schritt dafür kann die Organisierung von Widerstand gegen diese
widerlichen Repressalien sein.
Wir  müssen  unsere  Forderungen  nicht  nur  an  „uns“  an  unsere  Szene,
sondern  auch  die  erwähnten  Elemente  unserer  Klasse  stellen,  wenn wir
wirklich was bewirken wollen.  Wir lassen uns nicht einschüchtern, Freiheit
für alle politischen Gefangenen!

Wir fordern:

die Rücknahme des bisherigen Gesetzesentwurfes zum neuen Polizeigesetz1.
und  alleranderen  Überwachungs-  und  Repressionsgesetze,  wie  die
Vorratsdatenspeicherung  und  Umsetzung  einer  sofort igen
Kennzeichnungspflicht  für  alle  Polizist_Innen
Investitionen in Bildung und Soziales statt in Überwachung, Polizeiausbau2.
und Militär
die sofortige Abschaffung aller Geheimdienste3.
die Umsetzung von Alternativen zum bestehenden Sicherheitsapparat: Die4.
Leute sollten sich in Nachbarschaftskomitees organisieren und aus ihren
Reihen  Deligierte  wählen  (welche  rechenschaftspflichtig  und  abwählbar
sowie zeitlich begrenzt tätig sein und höchstens einen durchschnittlichen
Facharbeiter_Innenlohn  verdienen  sollten),  die  selbstorganisiert  für  die
Sicherheit  im  Viertel  sorgen

G20 – die Welle der Repression g
eht weiter!
Gestern Morgen um 6 Uhr wurden bundesweit 24 Objekte von der SoKo
„Schwarzer Block“ durchsucht, die die Polizei Hamburg mit dem G20-Gipfel
in Verbindung bringt. Besonders anzuprangern ist dabei, dass unter anderem
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auch die Räumlichkeiten der ver.di Jugend Bonn durchsucht wurden.

Die Polizei hat dabei primär nach elektronischen Datenträgern und Geräten
gesucht,  aber  auch  Kleidung,  und  diverse  andere  Gegenstände  wurden
beschlagnahmt.  Das  Ziel  der  Polizei  war  es,  Hintergrundinfos  über
Strukturen, die Kommunikationswege der autonomen Szene offen zu legen
und um internationale Vernetzungen bekannt zu machen. Vorgeschobener
Anlass der Durchsuchungen waren Ermittlung gegen 22 Beschuldigte im
Zusammenhang mit dem Angriff der Polizei auf eine Demo am Rondenbarg
während des G20 Gipfels.

Gestern wurde im Rahmen der Durchsuchungen niemand verhaftet, jedoch
muss auch beachtet werden, dass seit 150 Tagen (also seit dem G20 Gipfel)
noch immer 11 Leute in Untersuchungshaft sitzen! Es laufen aktuell ca. 3000
Ermittlungsverfahren,  mehrere  hundert  davon  bereits  namentlich.  Im
Rahmen des G20-Gipfels kam es bereits zu 24 Freiheitsstrafen, 5 davon ohne
Bewährung.  Die  Polizei  hat  angekündigt,  kurz  vor  Weihnachten  eine
öffentliche  Fahndung  zu  starten,  um  mehr  „Straftäter_Innen“  zu
identifizieren.

Hierbei  werden einzelne Vorwände genutzt,  um den berechtigten Protest
gegen den G20-Gipfel vom Juli diesen Jahres zu verunglimpfen. In Hamburg
gab  es  hierbei  eine  besondere  Qualität  polizeilicher  Repressionen,  die
nachträglich  durch  die  Gipfel-Blockadeversuche  und  die  Freitagnacht  im
Schanzenviertel  versucht  wurden,  zu  rechtfertigen.  Hiermit  sollen  auch
zukünftige Gesetzesverschärfungen durchgewunken werden. Im Fokus steht
hierbei auch die gezielte Einschüchterung von Aktivist_Innen.

Dies ist ein massiver Angriff auf uns alle und der Versuch, Leute politisch zu
isolieren! Doch wir lassen uns nicht spalten! Sprecht miteinander und zeigt
euch  besonders  in  euren  Strukturen,  aber  auch  generell  mit  allen
Betroffenen  solidarisch!  Wir  sehen  diesen  Angriff  als  einen  Versuch  die
Bewegung, die sich rund um den G20-Gipfel gebildet hat, zu spalten und zu
kriminalisieren!  Wichtig  ist  es  allen  Betroffenen  der  Repression  unsere
Solidarität zu zeigen! Werdet jetzt Mitglied in der Roten Hilfe e.V. und räumt
eure Wohnungen und insbesondere eure elektronischen Geräte auf! Es war



ein Angriff auf wenige, aber gemeint sind wir alle! Wir fordern eine sofortige
Einstellung aller laufender Verfahren und die Freilassung aller politischer
Gefangenen!  Lasst  uns  gemeinsam  gegen  diese  Einschränkungen
demokratischer  Rechte  Widerstand  leisten!

AfD-Parteitag  blockieren!  Am
02.12.2017 in Hannover
Am 2. Dezember findet in Hannover der Bundesparteitag der AfD statt. Auf
den Wahlpartys konnten die Rassist_Innen ordentlich Champagner spritzen
lassen. 13,5%, drei Direktmandate in Sachsen, 94 Plätze im Parlament und
drittstärkste Kraft in den Gewerkschaften -das ist Ergebnis der AfD von der
Bundestagswahl. Den Erfolg kann auch Petrys Austritt nur mäßig dämpfen.
Nach  langen  internen  Flügelkämpfen  ist  mir  ihr  der  letzte  Teil  des
wirtschaftsliberalen Flügels gegangen, nachdem schon 2015 Lucke die AfD
gespalten  hatten.  Sie  gründet  nun  die  rechtspopul is i tsche
Parlamentariergruppe „Die Blauen“. Zurück bleibt der Flügel um Höcke,
Gauland und Meuthen, der mit seinen rechten Ideen das Parlament
erobern  möchte  und  kein  Problem  hat,  sich  auch  mal  positiv  auf
Nazideutschland  zu  beziehen.  Oder  zeitgleich  mit  Rassist_Innen  und
Faschist_Innen  auf  der  Straße  zu  paktieren.  Dabei  wollen  sie  uns
gegeneinander ausspielen. Schieben die Schuld für Armut, unzureichende
Sozialleistungen  auf  Geflüchtete  und  Migrant_Innen,  schüren
antimuslimischen Rassismus, nur um ihre eigenen Interessen zu sichern und
tatsächliche Zusammenhänge zu verschleiern. Und nun, da sie im Parlament
sitzen  bekommt der  braune  Mob nochmal  extra  viel  Kohl  und  kann die
eigenen Ideen verbreitern und ihre Meinungen als „normal“ präsentieren!

Uns zeigt das Wahlergebnis deutlich: In Deutschland hat’s einen Rechtsruck
gegeben.  Steigende  rechte  Mobilisierungen  und  Gewalttaten  gegen
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Geflüchtete und Linke, vereinzelt Mobs wie in Heidenau oder Bautzen, die
Selbstjustiz  üben  oder  der  Wahlerfolg  der  AfD  bei  den  Landtagswahlen
waren einige Vorboten. Gleichzeitig haben die anderen etablierten Parteien
ihre Rhetorik verändert.  Das Boot  neigte sich nach rechts  -die  Parteien-
Mehrheit  ging  zum „Ausgleich“  ebenfalls  auf  die  rechte  Seite.  Während
Gauland  und  Petry  hetzten,  macht  Merkel  die  Gesetze.  Unzählige
Asylgesetzverschärfung,  Abschiebungen  in  Kriegsgebiete  und  nun  die
Einrichtung einer „Obergrenze“. Aber auch Parteien wie die SPD oder die
Linkspartei,  deren Wähler_Innenschaft  zum Großteil  aus  der  arbeitenden
Menschen besteht, haben keine klare Kante gegen Rechts gezeigt. Mit Sätze
wie „Wer Gastrecht verwirkt, dem gehört Gastrecht verwehrt.“ versuchen
Politiker_Innen wie Sarah Wagenknecht (Linkspartei) vom rechten Rand zu
fischen. Ihre Wahlergebnisse zeigen, dass das definitiv nicht der richtige Weg
war.

Für uns ist  klar:  die AfD und ihr Erfolg sind nicht einfach vom Himmel
gefallen,  ein  Problem  von  mangelnder  Bildung  oder  ein  „ostdeutsches
Problem“,  sondern  Ausdruck  einer  Krise  und  eines  gesellschaftlichen
Kräfteverhältnisses.  Es  liegt  an  uns  selbst  Widerstand  aufzubauen.  In
Hannover wollen wir ein klares Zeichen gegen den Bundesparteitag auf die
Straße tragen und nicht zulassen dass sich Rassist_Innen unbehelligt treffen
können. Wir sind nicht diejenigen, die stumm die Füße still halten, sondern
lautstark  protestieren!  Gemeinsam  wollen  wir  für  offene  Grenzen
demonstrieren. Jeder Mensch sollte das Recht haben, sich frei zu bewegen -
unabhängig wo man geboren worden ist.  Gemeinsam wollen ein Zeichen
gegen Rassismus, Ausbeutung und Abschiebung auf die Straße tragen. Dabei
reichen  uns  nicht  Onlinepetit ionen,  Luftballons  oder  kleine
Lippenbekenntnisse: Wir wollen was verändern. Als REVOLUTION glauben
wir, dass das nur möglich ist wenn man klare antirassistische Positionen mit
den Fragen, die uns alle betreffen verknüpft. Wir sind nicht nur gegen die
AfD und den staatlichen Rassismus.Wir wollen gemeinsam mit Geflüchteten
für  bezahlbaren  Wohnraum  für  Alle,  für  besseres  Bildungssystem  ohne
Diskriminierung und gleichen Lohn für gleiche Arbeit kämpfen. Wir müssen
eine  antirassistische  Bewegung  aufbauen,  die  sich  nicht  nur  gegen  die
Angriffe der Rechten wehrt, sondern für soziale Forderungen einsteht und



Rechte erkämpft. Für uns beginnt die Arbeit dafür schon im Hier und Jetzt:
An den Schulen, Unis und Betrieben wollen wir Aktionen gegen die lokale
AfD organisieren und gegen ihren Parteitag mobilisieren! Dabei wollen und
müssen wir aufzeigen, dass Rassismus ein Mittel ist um uns zu spalten und
seine  Wurzeln,  ebenso  wie  die  soziale  Ungleichheit  und  unsichere
Zukunftperspektiven, im Kapitalismus hat. Also werdet mit uns aktiv, kommt
mit  uns  nach  Hannover,  den  AfD-Parteitag  blockieren!  Lasst  uns
schlagkräftigen Widerstand aufbauen und den Rechten keine Stimme geben!

Aktionen  an  unseren  Schulen:
Mecklenburg-Vorpommern

Florian Schwerdtfeger
Florian haben wir auf einer Anti-TTIP Demonstration kennengelernt. Seine
Freunde  und  er  wollten  aktiv  in  ihrer  Schule  werden  und  sich  an  den
Schulstreiks  beteiligen.  Hier  sein  Bericht,  wie  er  aktiv  an seiner  Schule
geworden ist:

Die letzten großen Bildungsstreiks und -proteste liegen nun fast 10 Jahre
zurück.  Doch  obwohl  sie  fast  200.000  Schüler_Innen  und  Student_Innen
mobilisieren konnten, blieb ein Großteil der Forderungen unerfüllt. Das ist
auch daran erkenntlich, dass über die vergangenen Jahre immer wieder neue
Demonstrationen  oder  Streiks  stattfanden.  Zu  den  jüngsten
Streikbewegungen zählt auch der Schulstreik in Mecklenburg-Vorpommern.

Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  zum  Streik  war  einerseits  die
Unzufriedenheit, sowohl der Schüler_Innen, als auch der Lehrer_Innen, über
das Abitur nach 12 Jahren. Andererseits auch die Broschüre des Refugee
Schul- und Unistreik, in der zum Aktivismus an der eigenen Schule ermutigt
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wurde. Nachdem die Idee eines Schulstreiks unter unseren Mitschüler_Innen
Anklang fand und wir Unterstützung von REVOLUTION erhielten, wurde die
Aktion langsam professionalisiert.

Zuerst wurde aus der losen Gruppe von Interessent_Innen ein Komitee mit
geregelten  Treffpunkten  und  -zeiten.  Es  folgten  daraufhin  9  weitere
Forderungen, zusätzlich zu der ersten Forderung: Für ein Abitur nach 13
Jahren! Die Arbeit im Komitee erleichterte nicht nur den Aufwand, da nun
Aufgaben geteilt  werden konnten,  sondern eröffnete neue Ansichten und
Meinungen  zu  bisherigen  Einstellungen  und  andere  Lösungsansätze  zu
Problemen.

Während  wir  Dinge  wie  Mobilisierung,  Zusammenarbeit  mit  örtlichen
Jugendorganisationen und dem Landesschüler_Innenrat, sowie Finanzierung
diskutierten, wurde recht spontan entschieden, eine Kundgebung an unserer
Schule zu halten, anlässlich des bevorstehenden Frauenkampftages.
Diese Aktion hatte zwei Vorteile:  Erstens konnten wir darüber aufklären,
dass der Frauentag mehr Inhalt hat als das Verschenken von Blumen, und
zweitens konnten wir so auf uns als Komitee aufmerksam machen. Beide
Ziele  wurden erreicht  und das  Komitee  konnte  sich  zumindest  zeitweise
verjüngen durch mehrere neue Mitglieder. Wenig später fingen wir dann an
mit der Mobilisierung in verschiedenen Städten, die leider recht erfolglos
blieb. Allerdings gab es Lichtblicke wie beispielsweise dass man auf den
Streik in einer Stadt angesprochen wurde, bevor man dort überhaupt mit
Schüler_Innen geredet  hat.  Zu  dem Streik  am 15.  Juni  erschienen dann
trotzdem über 60 Schüler_Innen aus verschiedenen Städten.
Bei  diesem  Streik  versuchten  wir  mehrere  Forderungen  durchzusetzen.
Angefangen hatte es mit der Rückkehr zum Abitur nach 13 Jahren und es
folgten Forderungen wie: Militarist_Innen und Rassist_Innen raus aus den
Schulen,  Schulpflicht  bis  zur  10.  Klasse  und  das  gewerkschaftliche  und
politische Streikrecht für Schüler_Innen, sowie 6 weitere Forderungen.

Die finanziellen Mittel hierfür sollten durch eine höhere Besteuerung der
Reichen und zumindest die Auflösung der Werbekampagnen der Bundeswehr
bereitgestellt werden.



Der  Streik  als  Aktionsform  bietet  sich  deshalb  an,  da  der  alltägliche
Schulablauf dadurch stark beeinflusst wird, sofern viele Schüler_Innen daran
teilnehmen.  Das  erzeugt  zwar  keinen  wirtschaftlichen  Druck  wie  in  der
Arbeitswelt,  dafür  aber  einen  symbolischen.  Desweiteren  erregt  man  so
größere Aufmerksamkeit, als durch eine Demo am Wochenende oder in der
Freizeit.

In der näheren Zukunft planen wir sowohl eine erneute Demonstration unter
diesen  Forderungen,  sowie  kleinere  Aktionen  an  Schulen,  die  aktuelle
Themen und Probleme aufgreifen sollen, wie beispielsweise Sexismus an der
Schule.

Du hast Bock, aktiv zu werden?
Dann bist du bei uns genau richtig! Schreib‘ uns einfach hier, bei Facebok
oder per Mail.

Du hast Anmerkungen oder Kritik?
Meld dich bei  uns:  Ob nun im direkten Gespräch oder  schriftlich.  Über
Verbesserungsvorschläge  und  Kritik  (ob  nun  inhaltl ich  oder
darstellungsmäßig)  freuen  wir  uns!

Du hast gute Fragen?
In unserer Zeitung haben wir die Rubrik „Gute Frage, gute Antwort“. Falls
dir schon immer mal eine Frage auf dem Herzen gebrannt hat, beispielsweise
was eigentlich Bonapartismus ist, schick‘ sie uns einfach zu. By the way, auch
über Berichte aus Schulen oder Fragen, was man dort eigentllich machen
kann, freuen wir uns!

http://onesolutionrevolution.de/kontakt/


Ist  eine Revolution heute noch
möglich?

Flo Wasser und Merlin Arnold
REVOLUTION.  Das  ist  nicht  nur  der  Name  unserer  Jugendorganisation,
sondern  auch  unser  politisches  Programm.  Wir  sind  revolutionäre
Kommunist_Innen und treten für die Zerschlagung des Kapitalismus ein. Vor
100  Jahren  siegte  die  Oktoberrevolution  in  Russland  und  ist  ein  großer
Referenzpunkt für Linke, die heute noch von Revolution sprechen. Daneben
gab es auch eine Reihe anderer Revolutionen, viele davon schlugen fehl, zum
Beispiel die Novemberrevolution in Deutschland. Diese großen Revolutionen,
wie auch die in China fanden allesamt am Anfang, bzw. in der Mitte des 20.
Jahrhunderts  statt.  Die  Gesellschaft  hat  sich seitdem verändert,  dennoch
treten wir heute immer noch für eine revolutionäre Perspektive ein. Dabei
kommt eine Frage immer wieder auf. Ob nun in Schule, der Diskussion mit
Freund_Innen oder Eltern: Ist eine Revolution heute noch möglich?

Bei allen Veränderungen, die die Welt seit 1917 durchgemacht hat, bleibt
eines: Wir leben immer noch in einer kapitalistischen Welt. Viele von uns sind
gezwungen, nach der Schule ihre Arbeitskraft für schlecht bezahlte Jobs zu
verkaufen, in der wenig Zeit bleibt, das zu machen, was Freude bereitet. In
anderen Ländern der Welt gibt es Menschen, die noch nicht einmal von ihrer
Arbeit leben können, hungern oder gezwungen sind, aus ihrer Heimat zu
fliehen.  Begleitet  wird  das  von  Umweltzerstörung,  einer  wachsenden
rassistischen  Bewegung,  steigender  Kriegsgefahr  und  systematischer
Unterdrückung. Aber diese aktuelle, objektive Lage spiegelt sich nicht eins
zu  eins  im Bewusstsein  von einem Großteil  der  Menschheit  wieder.  Die
meisten gehen arbeiten, beschweren sich nicht großartig oder sind, wenn sie
was verändern wollen, aktiv in Parteien oder NGOs. Kurz gesagt: So ohne
weiteres  wird es  eine Revolution nicht  geben.  Aber wie können wir  das
ändern? Der lange Weg, der vor uns liegt, besteht aus wichtigen Elementen,
denen wir uns nun widmen wollen:

https://onesolutionrevolution.de/ist-eine-revolution-heute-noch-moeglich/
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Wer macht die Revolution?
Marx bezeichnete seinerzeit das Proletariat, also die Arbeiter_Innenklasse,
als revolutionäres Subjekt. Aber was meinte er damit? Um das zu klären,
müssen wir den Begriff Subjekt näher betrachten. Es beschreibt im Ursprung
ein räumlich und zeitlich begrenztes Wesen. Ein weiteres Merkmal ist, dass
ein Subjekt denken und eigene Entscheidungen für sich treffen kann, also ein
Bewusstsein für sich hat. Somit ist ein Subjekt ein Individuum, welches freie
Entscheidungen treffen kann,  die jedoch von anderen beeinflusst  werden
können. Im 19. Jahrhundert wurde der Begriff des Subjekts erweitert durch
kollektive Subjekte. Aufgrund dessen werden auch Personengruppen wie die
Jugend oder die Arbeiter_Innen als Subjekt bezeichnet.

Aber warum soll  das Proletariat  das revolutionäre Subjekt sein? Das hat
mehrere  Gründe.  Zum  einen  hat  das  Proletariat  international  ein
gemeinsames  Interesse:  Sich  von  der  Ausbeutung  zu  befreien.  Die
Herrschenden haben zwar auch gemeinsam, dass sie daran interessiert sind,
dass  das  nicht  passiert,  aber  daneben  versuchen  unterschiedliche
Kapitalist_Innen mehr Profit zu machen als andere und stechen sich dabei
aus.  Zum anderen ist  die Arbeiter_Innenklasse eine Macht,  ohne die der
Kapitalismus  nicht  existieren  kann,  da  sämtliche  Güter,  Produkte  und
Dienstleistungen durch den Verkauf der Arbeitskraft entstehen. Bevor das
Proletariat jedoch ein revolutionäres Subjekt wird, ist es zunächst nur ein
Subjekt,  das  langsam zu  dem Bewusstsein  kommt,  dass  die  bestehende
Ordnung nicht gut für es ist. Man sagt auch, dass es von „einer Klasse an
sich“ zu „einer Klasse für sich“ werden muss.

Wie entsteht Bewusstsein?
Bevor man sich die Frage stellt, wie Bewusstsein entsteht, muss man sich die
Frage  stellen,  was  Bewusstsein  ist.  Das  Wort  Bewusstsein  hat  mehrere
Bedeutungen. Wir befassen uns allerdings mit dem geistigen Bewusstsein. Es
bedeutet demnach, dass man sich über das Wissen von bestimmten Fakten
sowie der Erinnerung an bestimmte Ereignisse bewusst ist. Wenn wir also
von Bewusstsein sprechen, meinen wir das politische Bewusstsein.



Aber wie entsteht der Prozess von der Klasse an sich für eine Klasse für sich?
Bewusstsein  entwickelt  sich  in  Kämpfen.  Beispielsweise  Streiks  gegen
schlechte Tarifverträge und für eine bessere Lebensgrundlage. Diese sind
aber oftmals von einer Form bürgerlichen Bewusstseins geprägt, weil diese
ökonomischen Auseinandersetzungen auf den normalen Arbeitsverhältnissen
beruhen und sie nicht in Frage stellen. Schärfere Auseinandersetzungen wie
Generalstreiks  oder  politische  Bewegungen können aber  in  die  Richtung
einer revolutionären Entwicklung drängen, da sie Fragen nach der weiteren
Perspektive, nach Strategie, Taktik aufwerfen, die in „friedlichen“ Zeiten für
die Masse von Azubis und Arbeiter_Innen (und der Gesellschaft insgesamt)
überflüssig und unrealistisch erscheinen, ja erscheinen müssen.

Um  das  zu  fördern,  werfen  wir  als  Organisation  sogenannte
„Übergangsforderungen“ auf. Statt bloßer Minimalforderungen, die sich nur
auf  die  aktuellen  Tageskämpfe  beziehen  oder  Maximalforderungen  wie
„Sozialismus  jetzt“,  versuchen  wir  eine  Brücke  zwischen  diesen  beiden
zuschlagen. Das heißt, wir verbinden Tagesforderungen mit einer Forderung,
die in einer bürgerlichen Gesellschaft nicht erfüllbar sind, um die Menschen
in einen Widerspruch zu bringen.

Neben  der  Übergangsprogrammatik  ist  die  Selbstorganisierung  ein
elementarer  Bestandteil  bei  der  Entstehung  von  Bewusstsein.  Die
Selbstorganisierung in Komitees hin zu Räten und Milizen sind nicht nur
mögliche  Keimformen  eines  neuen  Staates,  sondern  fördert  auch  die
Eigenständigkeit  und das  politische Bewusstsein  von den Aktiven in  den
Komitees. Kurz gesagt: Revolutionäres Bewusstsein fällt also nicht einfach so
vom Himmel, sondern muss bewusst vorangetrieben werden, quasi in die
Klasse und Bewegungen „hineingetragen“ werden. Damit dies klappt, bedarf
es einer Organisation mit revolutionärem Programm. Dieses ist aber nicht in
Stein gemeißelt und darf nicht als starres Regelwerk verstanden werden,
sondern  muss  immer  hinterfragt,  in  der  Praxis  überprüft  und
weiterentwickelt  werden.



Und wann gibt’s jetzt die Revolution?
Die  Frage  sollte  sich  nicht  darum drehen,  wann  genau  eine  Revolution
stattfindet. Vielmehr sollte man sich fragen, ob die Revolution notwendig ist.
Schließlich lassen sich Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen, sowie die
objektiven und subjektiven Faktoren nicht zeitlich schätzen. Sie können sich,
gerade in der aktuellen Zeit, sehr schnell ändern. Eine 100 %-Garantie kann
es leider auch nicht geben, dass, wenn alle objektiven Faktoren, wie wenn es
beispielsweise genügend Leute gibt, die bereit dafür wären, den Kapitalismus
zu zerschlagen, alles genauso funktioniert, wie man es sich vorgestellt hat.
Aber ein Blick in die Welt, die nur so von Widersprüchen und Verelendung
gefüllt ist, zeigt uns aber, dass wir nicht so weitermachen können wie bisher:
Die  Kriegsgefahr,  die  sich  immer  weiter  zuspitzt  oder  die  Armut,  die
tagtäglich  hunderte  Menschen  verhungern  lässt,  sind  nur  zwei  kleine
Beispiele  dafür.  Dafür  sind  die  Momente,  in  denen  man  revolutionäres
Bewusstsein stark vorantreiben kann, nicht so selten, wie man glauben mag.
Sogenannte „vorrevolutionäre“ Situationen gibt es auch jetzt, beispielsweise
haben gerade in Brasilien im letzten Jahr mehr als 40 Millionen Menschen
gestreikt. Oder in Frankreich, als es letztes Jahr die Proteste gegen die neue
Arbeitsmarktreform  gab,  oder  die  bei  der  Präsidentschaftswahl  in
Frankreich. Auch der Arabische Frühling oder die Proteste in Griechenland
gegen die EU-Sparpolitik sind gute Beispiele dafür, wie eine Organisation mit
einer  guten  Programmatik  die  Kämpfe  hätte  zuspitzen  können.  Ohne
kämpferische Organisationen, die die Jugend und die Arbeiter_Innenklasse in
die  kommenden Kämpfe  führen,  ist  keine  Revolution  möglich.  Deswegen
treten wir für den Aufbau einer revolutionären Jugendinternationalen ein, die
diese Organisation sein soll. Natürlich, als kleine Gruppe kann man nicht
gleich 100 000 Leute mobilisieren und Druck aufbauen. Aber man kann diese
Chancen nutzen und versuchen, in die aktuellen Kämpfe zu intervenieren und
eine Perspektive aufzuwerfen,  die bewusst  die Situation weiter  zuspitzen
würde, um andere von der eigenen Programmatik zu überzeugen, um diese
letzten Endes in der Praxis zu überprüfen.



Wie  kämpfen  gegen  den
Rassismus?

Dilara Lorin
AFD in Deutschland, FPÖ in Österreich, Front National in Frankreich, PIS in
Polen, Trump in der USA, und Temer in Brasilien. Wir befinden uns in einem
internationalen Rechtsruck und die Ausmaße werden immer deutlicher: Sein
es angezündete Flüchtlingsheime in Sachsen oder rassistische Übergriffe auf
Migrant_Innen in Frankreich. Sein es die geschlossenen Grenzen Europas,
die Auffanglager in Libyen oder der dreckige Flüchtlingsdeal mit Erdogan,
die dafür sorgen, dass tagtäglich 1000 flüchtende Menschen im Mittelmeer
leiden, auf illegalen Wegen nach Europa sterben oder in unmenschlichen
Unterkünften leben müssen.

Und auch wenn der aktuelle Strom von Geflüchteten abnimmt: Kriege und
Ausbeutung führen dazu, dass die Fluchtursachen bestehen bleiben. Eher
werden diese noch verschärft. Warum? Obwohl die Weltwirtschaftskrise von
2007/2008 überwunden scheint in Ländern wie Deutschland oder Österreich,
so hat diese doch weltweit Spuren hinterlassen. Andere Staaten haben mit
Massenarbeitslosigkeit und Armut zu kämpfen und insgesamt gibt es seit der
Krise  innerhalb  der  Kapitalist_Innenklasse  eine  Zunahme  von
Verteilungskämpfen.

Gerade  jene  Schichten,  die  nicht  mit  den  großen  Monopolen  mithalten
können,  haben  Angst,  abzurutschen  –  in  die  Arbeiter_Innenklasse.  Diese
Schichten sind besonders anfällig für rechte Propaganda. Arbeitsplätze? Nur
für  jene,  die  in  dem  Land  geboren  sind.  Investitionen?  Nur  von
Kapitalist_Innen, die schon immer in dem jeweiligen Land waren. Warum?
Weil  Rassismus  ein  Unterdrückungsmechanismus  ist,  um  die  nationale
Wirtschaft  aufrechtzuerhalten.  Geschürt  wird  diese  Ideologie  deshalb
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meistens  von  gutsituierten  Bildungsbürger_Innen,  was  das  Klischee
widerlegt, dass Rassismus ausschließlich mit höherer Bildung zu überwinden
sei. Wenn es dann keine klare linke Alternative gibt, dann sprechen diese
Schichten Teile der Arbeiter_Innenklasse an.

Auch in Deutschland hat sich in den letzten drei Jahren die Stimmung zu
einem  immer  offeneren  Rassismus  verändert,  welcher  immer  mehr  in
unserem Alltag Fuß fasst. Auch wenn uns im Kapitalismus immer propagiert
wird, das alle Menschen „gleich“ wären, um das Verhältnis Arbeit gegen
Lohn  zu  erhalten,  braucht  das  System aber  immer  wieder  neue,  billige
Arbeitskräfte. Um diesen Bedarf umsetzten zu können, braucht man einen
gemeinsamen  Feind  von  außen.  Das  sind  in  der  heutigen  Zeit  die
Geflüchteten und Migrant_Innen, speziell Menschen muslimischen Glaubens.

Im Zuge dessen hat die AfD an Stärke und Popularität gewonnen. Und die
Reaktion der anderen Parteien dagegen? Nichts! Während die AfD hetzt,
macht die Regierung die Gesetze, welche Racial Profiling und die immer
häufiger  umgesetzten  Abschiebungen  in  angeblich  sichere  Länder
legitimieren, sowie rechte Übergriffe nicht zur Sprache bringen. Daneben
passen sich auch Parteien, die eigentlich ein anderes Interesse widerspiegeln
sollten, dem Rechtsruck an. Egal ob Maaß aus der SPD oder Wagenknecht
von der Linken. Sie alle benutzen rassistische Forderungen und Äußerungen
und schnüren somit  ein rassistisches Bild in den Alltag ein,  als  wäre es
vollkommen normal und Teil ihrer eigenen Politik. Indem die „etablierten
Parteien“,  anstatt  sich  konsequent  gegen  die  menschenverachtenden
Ideologien von Rechts zu stellen, ihren eigenen Rassismus offen nach außen
trugen, fischten sie nicht nur am rechten Rand, sondern bereiteten der AfD
den direkten Weg in den Bundestag. Im 18. Bundestag werden somit ca. 90
offen rechtspopulistische Abgeordnete sitzen und die Frauenquote sinkt auf
einen Stand von vor 1998.

Was braucht es?
Die Linke befindet sich aktuell in einer starken Defensive. Wir reagieren nur
auf  die  Angriffe  seitens  des  Staates  und  der  Rechten.  Dies  muss
durchbrochen werden, durch eine breite Bewegungen mit Basisstrukturen,



welche eine klare Stellung gegen den Rassismus bezieht,  bundesweit die
Kämpfe  vereint  und  auch  eigene  Forderungen  aufstellt,  wie  die  nach
bezahlbarem Wohnraum für Alle,  der vollen Ausfinanzierung der Bildung,
einem  einheitl ichen  Mindestlohn,  sicheren  Fluchtwegen  und
Staatsbürger_Innenrechte für  Alle.  Basisstrukturen sind am besten,  wenn
man sie an den Orten aufbaut, an denen wir alle die meiste Zeit verbringen:
an  Schulen,  Unis  und  Betrieben.  Dort  können  dann  Aktionen  wie
Vollversammlungen gestartet  werden und Jugendliche und Arbeiter_Innen
können diskutieren und ihre Erfahrungen austauschen. Denn nur als eine
gestärkte, breite Masse können wir Druck auf die Regierung ausüben und
den Rassismus zurück schlagen.

2016 bildeten sich schon Ansätze solcher Bewegungen. Es gründeten sich
Bündnisse wie Aufstehen gegen Rassismus oder Jugend gegen Rassismus,
welche in verschiedenen Städten in Deutschland Refugee Schul- und Uni-
streiks organisierten, an denen bis zu 8 000 Schüler_Innen teilnahmen. Alle
diese Bündnisse sind jedoch eingebrochen oder beschränken sich nur noch
auf lokale Arbeit. Es fehlte vor allem an Rückhalt von den größeren Parteien
und Gewerkschaften wie zum Beispiel die Linke.

Wir als Jugendliche dürfen das nicht zulassen! Wir haben gesehen, wie viele
Menschen und Gruppierungen sich friedlich an den Gegenprotesten zu G20
beteiligt haben, doch im Gegensatz dazu ist die antirassistische Bewegung
größtenteils  zum  Stillschweigen  gekommen.  Das  kann  nicht  sein,  wenn
währenddessen hunderte Menschen wieder zurück in Krieg, Armut und Tod
abgeschoben werden.

In  Nürnberg  demonstrierten  mehr  als  300  Schüler_Innen  gegen  die
Abschiebung  ihres  Freundes  und  mussten  zeitgleich  die  staatlichen
Repressionen  am  eigenen  Leib  ertragen.  Doch  wenn  wir  Jugendlichen
bestimmen,  wie  unsere  Zukunft  aussieht,  reicht  es  nicht,  sich  nur  an
kleineren lokalen Gegenprotesten zu beteiligen. Damit unsere Freund_Innen,
unsere  Klassenkamerad_Innen  und  wir  hier  bleiben  und  die  gleichen
Staatsbürger_Innenrechte genießen dürfen wie alle anderen auch, brauchen
wir eine bundesweite antirassistische Bewegung, bestehend unter anderem
aus Gewerkschaften, Sozialdemokrat_Innen wie SPD und Linkspartei, sowie



anderen linken Organisationen, in welcher wir gemeinsam gegen den immer
stärker  werdenden  Rechtsruck  aufstehen!  Wie  kommen  wir  zu  einer
antirassistischen  Bewegung?  Klar  muss  allen  Organisationen  sein:
Antirassismus ist kein Selbstzweck. Mit der Politik, die man macht, geht es
nicht nur darum, Leute zu gewinnen, es geht darum, Etwas zu tun, was
aktuell dringend nötig ist. Aktuell bedarf es eines bundesweites Bündnisses,
an dem sich alle linken Organisationen beteiligen. Mit großen, gemeinsamen
Mobilisierungen  können  wir  Druck  auf  die  Parteien,  die  sich  auf  die
Arbeiter_Innenklasse  beziehen,  sowie  die  Gewerkschaften  aufbauen.
Daneben ist es wichtig,  dass es eine Kritik-  und Propagandafreiheit  gibt,
denn nur wenn wir uns untereinander auch kritisieren können, können wir
unsere Zusammenarbeit stärken. Warum? In einem Bündnis kann man auch
zusammen mobilisieren, ohne das alle die gleiche Meinung haben müssen.
Aber auch wenn man nicht die gleichen Meinungen hat, muss man darüber
diskutieren,  wenn  man  Fehler  macht  oder  warum  man  bestimmte
Forderungen  vertritt  oder  nicht.

Und daneben? Wir von REVOLUTION treten für den Aufbau einer solchen
Bewegung ein, weil wir glauben, dass wir nur so den steigenden Rassismus
und die aktuelle Abschiebepolitik bekämpfen können. Also werde aktiv und
lass die Zeiten hinter dir, in denen du vor dem Fernseher oder Smartphone
sitzt, die Nachrichten über brennende Flüchtlingsheime oder seit fast drei
Jahren  auf  die  Straße  gehenden  1000  Pegida-Idioten  hörst  und  nichts
dagegen machen kannst! Meld‘ dich bei uns und trage zusammen mit uns
antirassistische Politik an Schulen, Unis, Betriebe und setz‘ dich zusammen
mit uns für den Aufbau einer antirassistischen Bewegung ein!

NGOs gegen COP23 – ein NoGO?

https://onesolutionrevolution.de/ngos-gegen-cop23-ein-nogo-oder-mit-unterschriftenlisten-die-klimakatastrophe-verhindern/


Oder:  Mit  Unterschriftenlisten
die  Klimakatastrophe
verhindern?

Leonie Schmid und Marvin Schutt
Es  gibt  auch  andere  Gruppen,  neben  uns,  die  dem  COP  23  kritisch
gegenüberstehen.  Das sind vor  allem NGOs,  die  sich dem Umweltschutz
verschrieben haben, wie beispielsweise Greenpeace, NABU, der BUND oder
auch attac. NGOs – das steht für Non-Govermental Organisations, also auf
deutsch Nichtregierungsorganisationen.

Sie scheinen dadurch unabhängiger zu sein als beispielsweise die „Grüne
Jugend“, die sich zwar auch für Umweltthemen einzusetzen scheint, aber
faktisch mit den Grünen zusammenhängt. Manche NGOs machen Aktionen
oder führen wissenschaftliche Studien durch, um Menschen aufzuklären und
Druck  auf  Regierungen  auszuüben.  Andere  sammeln  Geldspenden  oder
Unterschriften für Projekte. Und wieder andere führen die Projekte selber
komplett durch, fliegen zum Beispiel als Freiwillige um die halbe Welt, und
versuchen vor Ort etwas aufzubauen.

Auch, wenn wir das Engagement und den Mut vieler NGO-Aktivist_Innen
sehr schätzen, müssen wir ihnen auch ehrlich sagen, dass sie auf diese Weise
die  drohende  Klimakatastrophe  nicht  verhindern  werden  können.  Sie
erzählen uns, dass wir mit einer kleinen Spende, hier einer Unterschrift und
da dem Verzicht  auf  ein  böses  klimaschädigendes  Produkt  einen großen
Beitrag zum Umweltschutz leisten könnten. Dabei verschleiern sie, dass der
Kampf gegen Umweltzerstörung keine individuelle Frage ist,  die wir vom
Schreibtisch aus erledigen können. Konsumboykott oder Spenden sind eine
nette  Idee.  Das  Problem  dabei  ist,  dass  diese  im  Kapitalismus  keine
gesamtgesellschaftliche Perspektive aufwerfen. Nur weil man sein eigenes
Leben ändert,  gibt es Millionen Anderer, die es sich beispielsweise nicht
leisten können, keine Zeit haben oder denen es an Bewusstsein mangelt,
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darauf  zu  achten,  welche  Produkte  sie  boykottieren  sollen.  Im  Prinzip
verheimlichen  die  NGOs,  dass  Umweltzerstörung  untrennbar  mit  der
Profitlogik des Kapitalismus verbunden ist, und tun so, als könne man das
Klima retten ohne den Kapitalismus als Ganzes in Frage zu stellen.

Ein anderes Problem der NGOs ist ihre Intransparenz und ihr Umgang mit
Geldspenden. Wer garantiert  den Menschen, die etwas gespendet haben,
dass ihr Geld auch da ankommt, wofür sie es gegeben haben? Kommt nicht
die  vollständige  Summe,  die  für  ein  Projekt  benötigt  wird,  zusammen,
wandert  das  Geld  dann auch gerne mal  in  die  Taschen der  NGO-Chefs.
Ebenso sind die  Umwelt-NGOs überhaupt  nicht  demokratisch  legitimiert.
Während sich die Regierungen der wirtschaftlich stärksten Länder nicht von
den Ökos in ihre Wirtschaftspolitik spucken lassen, wird in Asien, Afrika oder
Südamerika gerne mal  eine gewählte Regierung im Namen von Umwelt-
NGOs  entmachtet  und  bekommt  Auflagen  aufgezwungen,  die  ihre
wirtschaftliche  Rückständigkeit  gegenüber  den  starken  Nationen  weiter
zementieren.  So  wurden  beispielsweise  allein  in  Afrika  14  Millionen
Menschen entschädigungslos  vertrieben,  um Naturreservate zu errichten.
Der Kapitalismus hat also die einst rebellischen Ziele der NGO-Aktivist_Innen
bereits vollständig seinem System des Profits und der globalen Ungleichheit
unterworfen.

Am meisten Unterstützung erhalten die Umwelt-NGOs deshalb vor allem von
Menschen, denen die Umwelt schon am Herzen liegt, denen es aber auch
ökonomisch ziemlich gut  in  diesem System geht,  sodass sie  es  nicht  als
Ganzes hinterfragen wollen. So kann man das schlechte Öko-Gewissen für
den neugekauften BMW mit einer Spende an Greenpeace oder den WWF
schnell  wieder gut  machen.  Man kann sich mit  der  Kritik  der  NGOs an
einzelnen  Persönlichkeiten  (wie  z.B.  Trump)  anfreunden,  ohne  die
kapitalistische  Klassengesellschaft  hinterfragen  zu  müssen.

Auch für viele Jugendliche sind die Umwelt-NGOs attraktiv. Wir profitieren
zwar nicht vom Kapitalismus sondern werden sogar stark unterdrückt! Viele
von uns akzeptieren aber unsere Unterdrückung und Bevormundung oft als
natürlich und glauben nicht an eine Gesellschaft, in der dies anders sein
könnte. Auch die Tatsache, dass man sich in NGOs unverbindlich und flexibel



organisieren kann (indem man sich spontan in die Einkaufspassage stellt und
ein paar Unterschriften für die Robben in Grönland sammelt) passt in den
von Turbo-Abi, Hausaufgabebergen und Nebenjobs geprägten Alltag vieler
Jugendlicher.
Zumal  es  diesbezüglich  zwischen  attac,  NABU,  WWF,  BUND  oder
Greenpeace auch erhebliche Unterschiede gibt, ist ihnen allen gleich, dass
sie das Märchen vom „grünen Kapitalismus“ propagieren.

Grüner Kapitalismus – gibt es so etwas?
Wir,  als  revolutionäre  Jugend,  gehen  davon  aus,  dass  es  keinen  grünen
Kapitalismus  geben  kann.  Warum?  Weil  ein  System,  das  auf  Profit
ausgerichtet ist, dazu gezwungen ist, die Umwelt schonungslos auszubeuten.
Auch  wenn es  vielleicht  Staatsoberhäupter  oder  Konzerne  gibt,  die  sich
umweltbewusst  geben,  ist  es  viel  einfacher  und  kostengünstiger,
umweltverschmutzend  zu  produzieren.  Selbst  wenn  es  staatliche
Regulierungen  in  unserem  aktuellen  System  gäbe,  die  profitorientierten
Kapitalinteressenten würden einen Weg finden, sie zu umgehen und ihre
Abwasser weiter in Flüsse zu leiten oder weiter ihre Öltanker ungesichert in
See  stechen  lassen  und  die  nächste  Ölkatastrophe  für  die  Weltmeere
produzieren.  Das  ist  die  eine  Seite.  Die  andere  Seite  ist,  dass  die  die
GLOBALE Umweltverschmutzung auch nur GLOBAL und international gelöst
werden  kann.  Auch  das  ist  nicht  im  Interesse  der  egoistischen
Kapitalfraktionen,  denn eine gleichberechtigte  Zusammenarbeit,  die  nicht
mal  im  Sinne  ihres  Profites  steht,  würden  sie  nicht  wagen.  Auch  die
Überproduktion und Verschwendung natürlicher,  überlebenswichtiger und
endlicher Ressourcen aufgrund der Konkurrenz,  zeigt,  dass Akkumulation
von Kapital wichtiger als die Verbesserung des Umweltschutzes ist. Diese
beiden  Dinge  stehen  im  ständigen  Widerspruch  und  müssen  sich
zwangsläufig auflösen, um eine echte Veränderung durchzuführen und die
Lebensgrundlage, für Mensch, Tier und Natur zu sichern.

Was tun?
Sicher, das Problem liegt darin, dass es im Kapitalismus keinen Platz und



kein  Interesse  von  den  Herrschenden  für  Umweltschutz  gibt.  Diese
Herrschenden müssen also entmachtet und durch die Herrschaft Aller in
einer Rätedemokratie ersetzt werden. Statt der sinnlosen Überproduktion
und Konkurrenz brauchen wir eine demokratische Planwirtschaft, die nicht
für den Profit produziert, sondern auf nachhaltige Weise die Bedürfnisse aller
Menschen auf der Welt befriedigen kann. Nicht zu verwechseln mit der DDR-
Planwirtschaft,  die  nicht  demokratisch  kontrolliert  wurde,  sondern  von
einzelnen  Partei-Bonzen  und  Bürokrat_Innen.

Damit  wir  dorthin  kommen,  müssen  wir  uns  als  Kommunist_Innen
schonungslos  für  die  Umwelt  einsetzen  und  dieses  Thema  mit  einer
antikapitalistischen  Perspektive  verbinden!  Deswegen  werden  auch  wir
gegen COP23 protestieren und unsere Forderungen lautstark auf die Straße
tragen!

Wir fordern:

F ü r  s t r i k t e  K o n t r o l l e n  u n d  h o h e  S t r a f g e l d e r  f ü r
umweltverschmutzende Firmen.
Stoppt den Handel mit Treibhausgasen, der verhindert, dass sich die
armen  Länder  entwickeln  können!  Die  imperialistischen  Staaten
sollen für die von ihnen verursachten Schäden bezahlen!
Alle  imperialistischen  Nationen  müssen  ihre  Treibhausgase  um
mindestens 30 % bis 2020 verringern
Große  Investitionen  in  alternative  Energien  und  kostenlose
öffentliche  Verkehrsmittel  –  Weg  von  einer  Wirtschaft,  die  auf
fossilen Brennstoffen beruht. Nehmt das Geld der Ölindustrie und
Energiekonzerne,  um  in  Wind,  Wasser  und  Solarenergie  zu
investieren
Verstaatlichung  aller  Transport-  und  Energieunternehmen  unter
Arbeiter_Innenkontrolle!



Die  Uhr  tickt:  Retten  wir,  was
noch zu retten ist!

Christian Mayer
Vom 06. bis 17.11.2017 findet in Bonn der Klimakonferenz COP 23 statt. Die
Abkürzung steht für Conference of the Parties und tagt nun zum 23. Mal.
Im Fokus dieser Konferenzen steht der Klimawandel. Dort sollen Beschlüsse
gefasst werden, um dessen Folgen für die Menschheit abzumildern. Hört sich
jetzt gar nicht so verkehrt an, also warum dagegen auf die Straße gehen?

Viel  Gerede,  keine  Erfolge  oder:  Wie  man
unsere  Erde  tot  redete
Seit den 1990er-Jahren wird über den Klimawandel geredet. Davor wollten
die  Herrschenden  nämlich  nicht  wahrhaben,  dass  das  Überleben  der
Menschheit  akut  gefährdet  sind.  Es  brauchte  erst  das  Atomunglück  von
Tschernobyl 1986, den gesunkenen Öltanker „Exxon Valdez“ im Jahr 1989,
der für eine der größten Ölkatastrophen der Geschichte verantwortlich ist
und viele, große Proteste, damit die Herrschenden gezwungen wurden, sich
mit dem Thema auseinanderzusetzen.

So fand 1997 im japanischen Kyoto eine große Klimakonferenz statt, auf der
erstmals verbindliche Beschlüsse gegen den Klimawandel gefasst wurden.
Unter Anderem sollten bis zum Jahre 2008 die Treibhausgase wie CO2 um
5,2 % gegenüber den Werten von 1990 gesenkt werden. Doch längst nicht
alle  Länder  haben  diesem  Ziel  zugestimmt.  Die  USA  haben  diese
Vereinbarung bis heute abgelehnt und auch Kanada ist im Jahre 2011 aus
diesem Protokoll  wieder ausgestiegen. In den Jahren danach wurde dann
versucht, ein weiteres Abkommen zu schließen, dass tatsächlich alle Länder
verbindlich  dazu  verpflichten  würde,  etwas  gegen  den  Klimawandel  zu
unternehmen.  Im  Jahre  2015  wurde  nach  zähen,  oft  ergebnislosen
Verhandlungen dann tatsächlich ein Abkommen beschlossen, in dem sich alle
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Staaten  dazu  verpflichteten,  etwas  wirklich  wirksames  gegen  den
Klimawandel  und  weitere  Umweltprobleme zu  tun.  Soweit  jedenfalls  die
Theorie. In der Praxis sieht das dann schon ein bisschen anders aus. Da hat
Donald Trump, seines Zeichens amtierender US-Präsident und überzeugter
Gegner des Klima- und Umweltschutzes, kurzerhand den Austritt der USA
aus dem Pariser Klimaabkommen verkündet. (Mehr dazu in unserem Artikel
„Macht Trump die Erde kaputt?„.)

Kurz  zusammengefasst:  Jeder  ernsthafte  Versuch,  ein  solches Abkommen
zustande zu bringen, scheiterte am Widerstand der USA, Chinas, Indiens und
anderer Staaten, deren herrschende Klasse lieber auf Wirtschaftswachstum
zu Lasten der Umwelt setzten statt auf Umweltschutz.
Die Folgen: Allein die Verschmutzung des Wassers in Indien ist so stark, dass
jährlich 2 000 000 (in Worten zwei Millionen!) Menschen daran sterben.

Und was soll Bonn verändern?
Gute Frage. So genau ist sich die Konferenz da auch nicht sicher. Übrigens:
die  Klimakonferenz  sollte  dieses  Jahr  auf  den  Fidschi-Inseln  im  Pazifik
stattfinden. Diese sind aber zu klein um eine solche Konferenz abzuhalten,
deswegen wurde sich auf Bonn geeinigt. Praktisch für Deutschland: Einmal
mehr kann man sich als das „grüne Vorzeigeland“ präsentieren und der Welt
demonstrieren,  was  denn schon alles  im Kampf  gegen den  Klimawandel
bisher erreicht, sowie umgesetzt wurde. Ein bisschen zynisch, wenn man an
den immer weiter ausufernden Diesel-Skandal der deutschen Autoindustrie
denkt, an die Tonnen an Schadstoffen, die durch die Braunkohleverbrennung
in die Luft gejagt werden, oder daran, dass wir – seit über 6 Jahren – zwar
vom Atomausstieg reden, das aber erst 2022 möglich sein wird und selbst
das noch nicht mal heißt, dass die Atomkraftwerke endgültig abgeschaltet
werden.

Aktiv werden statt labern!
Die  Ausgangslage  ist  also  beschissen.  Unsere  Lebensgrundlage  wird
systematisch zerstört  und die Politiker_Innen reden nur leere Worte,  die
großen Unternehmen denken nur an ihren Profit. Was können wir also tun?
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Wir müssen aktiv werden und unsere Zukunft in unsere Hand nehmen! Im
November  gehen  wir  in  Bonn  auf  die  Straße,  um  gegen  leere
Versprechungen und lose Absprachen zu demonstrieren. Wenn wir noch ein
bisschen länger auf diesem Planeten leben wollen, müssen wir jetzt sofort
etwas ändern.

Deswegen fordern wir:

Umstellung des  Verkehrssystems vom Individualverkehr  zu  einem
integrierten öffentlichen Verkehrssystem – her mit einem kostenlosen
Nahverkehrsnetz,  sowie  der  Entwicklung  eines  nachhaltigen
Warentransportsystems!
Umstellung  der  Nahrungsmittelproduktion  auf  ein  System
ökologischer  Nachhaltigkeit,  das  sich  an  den  Interessen  der
Arbeitenden auf dem Land und in der Lebensmittelproduktion sowie
den Konsument_Innen orientiert.
Planmäßiger  globaler  Ausstieg  aus  der  Nutzung  fossiler
Energieträger,  dazu  massiver  Ausbau  erneuerbarer  Energien  auf
Kosten  der  Energiekonzerne.  Ausbau  der  Forschung  zur
emissionsneutralen  Produktion  und  Energieversorgung.

Das alleine reicht uns aber nicht. Um den Klimawandel zu stoppen, müssen
wir  seine  Ursache  an  der  Wurzel  packen.  Das  sind  nicht,  wie  oftmals
dargestellt,  die  Konsument_Innen.  Es  ist  unsere  Art  und  Weise  zu
produzieren. Statt um die Bedürfnissen der Menschheit geht es um mehr,
mehr  und  nochmals  mehr  Profite.  Weder  NGOs,  noch  10  weitere
Klimakonferenzen werden das ändern.  Auch nicht  die  „freie“  Wahl  jedes
einzelnen, den Müll zu trennen oder Strom zu sparen. Deswegen müssen wir
uns gut organisieren. Als REVOLUTION denken wir, dass es notwendig ist,
die  großen Konzerne  zu  enteignen  und unter  Arbeiter_Innenkontrolle  zu
stellen, damit endlich nach den Bedürfnissen Aller und nicht für die Profite
von Wenigen produziert wird. Das können wir aber nicht alleine schaffen.
Also, wenn auch du genug von der Umweltzerstörung und dem endlosen
Gelaber  von  Klimagipfeln  hast,  auf  denen  nix  Vernünftiges  rauskommen
kann, dann schließ‘ dich uns an und komm mit uns zu den Gegenaktionen zur
Klimakonferenz  im  November  in  Bonn.  Unsere  Zukunft  liegt  in  unseren



Händen, also lasst uns retten, was noch zu retten ist!

 

Solidarität  mit
Hungerstreikenden  in
Gohardasht  –  Freiheit  für  alle
politischen Gefangenen im Iran
Freitag, 22.09.2017, 11.00 bis 14.30 Uhr

Iranische Botschaft, Podbielskiallee 67

Seit dem 30. Juli befinden sich etliche politische Gefangene im Gohardasht
Gefängnis  im  Iran  im  Hungerstreik.  Dieser  brach  aus,  nachdem  die
ohnedies  unter  miserablen  Bedingungen  lebenden  Gefangenen  unter
Konfiskation all  ihrer persönlichen Gegenstände in eine noch schlechtere
Halle im selben Gefängnis umverlegt worden. Dort sind sie täglicher 24h
Überwachung per Kamera und Audioüberwachung, selbst auf Toiletten und
Waschräumen  ausgesetzt.  Eine  Belüftung  mit  frischer  Luft,  sowie
hygienische  und  medizinische  Versorgung  ist  kaum  gegeben.

Wir  solidarisieren  uns  mit  diesem  wichtigen  Kampf  für  demokratische
Rechte. Wir fordern die unmittelbare Rückverlagerung der Gefangenen,
die Übergabe ihrer Habseligkeiten und letzlich ihre Freilassung. Ebenso
fordern  wir  von  den  deutschen  Medien  eine  ernstzunehmende
Berichterstattung über die demokratischen Kämpfe durch die iranische
Bevölkerung anstatt der alleinigen Berichterstattung über jene, die mit ihren
eigenen Großmachtinteressen im Hinterkopf, über den Iran sprechen, ohne
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einen Finger zu krümmen, um die real existierende linke Opposition jemals
zu unterstützen.

Mina  Khani,  Aktivisten  von  Street  Roots  hierzu  „Während  sich  der
Rechtspopulist Trump, der über eines der größten Atomwaffenarsenale der
Welt verfügt, sich diese Woche vor der UN als Hardliner gegenüber dem Iran
darzustellen versuchte, finden die tatsächlichen Verbrechen des iranischen
Regimes an der Bevölkerung in der westlichen Welt kaum gehör. Nicht selten
findet sich gar die linke Opposition gegen Diktaturen im Nahen und Mittleren
Osten auch der Repression im deutschen Staat ausgesetzt. Ist dies nicht der
Fall, so wird sie zumeist im wahrsten Sinne des Wortes totgeschwiegen. Wir
wollen dieses Schweigen brechen.“

Daher  ruft  der  Internationalistische  Block  all  jene,  die  sich  gegen  die
Iranische Diktatur, für echte Demokratie, Solidarität mit der dortigen
Linken und ArbeiterInnenbewegung einsetzen wollen, dazu auf am Freitag,
den 22.09. ab 11 Uhr ihre Stimme vor der Iranischen Botschaft in Berlin zu
erheben.

Von  Charlottesville  nach
Spandau:  Kein  Fußbreit  den
Faschist_Innen!
In  der  Nacht  vom Freitag  dem 11.08  zu  Samstag  wurde  von  mehreren
faschistischen  und  rassistischen  Organisationen  ein  Fackelmarsch  mit
mehreren hunderten Teilnehmern veranstaltet bei dem es zu gewaltsamen
Übergriffen auf Gegendemonstrant_Innen kam. Am darauffolgenden Tag fand
eine  teilweise  mit  Sturmgewehren  bewaffnete  Demonstration  unter  dem
Motto: „Unite the Right“ (Vereint die Rechte) statt. Bei dieser kam es zu
gewaltsamen Angriffen auf die Gegendemo, welche darin eskalierte, dass ein
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Faschist  in  die  Gegendemo fuhr  und eine Gewerkschaftsaktivistin  tötete,
sowie 19 weitere Menschen verletzte. Die Reaktion der Trump-Regierung
war eine Kritik der Gewalt „von vielen Seiten“ und löste heftige Kritik selbst
in der Republikanischen Partei aus.

Anlass der Demonstration war der Beschluss der Stadt, eine Statue eines
konföderierten  Generals  (also  eines  Generals  der  Südstaaten,  die  im
amerikanischen Bürgerkrieg für die Beibehaltung der Sklaverei kämpften)
abzureißen.

Diese  neue  Qualität  rechter  Gewalt  ist  als  Teil  der  Serie  rechter
Mobilisierungen und Gewalttaten zu sehen wie wir sie unter anderem in
Form des Massakers in Odessa oder der Terrorserie des NSU mitansehen
mussten.  Jetzt  ist  es  offensichtlicher  denn je,  das  die  Notwendigkeit  für
organisierten  Selbstschutz  besteht.  Wenn  die  Rechte  bewaffnet  und
organisiert Auftritt und Antifaschisten ungehindert angreifen, verletzen und
sogar  töten  kann  muss  dem  mit  demokratisch  organisierten
Selbstverteidigungsstrukturen entgegengetreten werden. In den USA wie in
anderen  Staaten  haben  die  bürgerlichen  Regierungen  klar  gemacht  auf
welcher Seite sie stehen und das von Ihnen keine Hilfe im Kampf gegen
Faschismus  und  Reaktion  zu  erwarten  ist.  Wir  müssen  selbst  unsere
Verteigung organisieren, denn es wird niemand für uns tun. Wir müssen
selbst den Kampf in die Hand nehmen und auf die Straße tragen. Wir müssen
selbst anfangen den Aufbau einer antikapitalistischen, antifaschistischen und
demokratisch-organisierten Massenbewegung voranzutreiben.

Gerade mit Blick der Mobilisierungserfolge der Rechten ist auch der rechte
Aufmarsch in Gedenken an Rudolf Hess, für den seitens der Rechten
international mobilisiert wird. Dabei Gedenken sie einem Stellvertreter
Hitlers, der biszuletzt uneinsichtig in einem Militärgefängnis in Spandau
einsaß. Die Neonazis versuchen dabei den Selbstmord Hess‘ als Mord zu
verklären. Dieser stellt vorallem in der militanten Neonazi-Szene einen
wichtigen Bezugspunkt dar,an dem auch der NSU in frühen Jahren
teilgenommen hat. Gerade Vorfälle wie in Charlottesville geben, ein
internationales Symbol für die rechte Bewegung und motivieren und
bestärken so die aufsteigenden Rechten Bewegungen weltweit. Genau Jetzt



und Genau hier gilt es zu zeigen das die Rechten Bewegungen nicht nur
Erfolge verzeichnen können. Genau Jetzt und genau Hier gilt es zu zeigen
das die Faschos nicht überall laufen können wo sie wollen. Genau jetzt ist es
notwendig den Aufmarsch am Samstag zo verhindern, und ein internationales
Zeichen zu setzen, das die Rechten auch zerschlagen werden können.

Bild: newsweek.com


